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Kongreßberichte

Workshop: Basisgesundheitsversorgung in der Dritten
Welt und Hochschule
23./24. Januar 1981, Freie Universität Berlin

Im Gegensatz zu vielen ausländischen Universitäten gibt es
an den westdeutschen Hochschulen keine Tradition der wis-
senschaftlichen und praktischen Aufarbeitung von Problemen
der Gesundheit in der Dritten Welt. Unter Medizinstudenten,
jOngeren Ärzten und anderen Gesundheitsberufen gibt es aber
nicht nur ein breites Interesse, sondern auch eine groBe Bereit-
schaft, in medizinischen Projekten der Dritten Welt zu arbei-
ten. Häufig erfolgt dies spontan, mangelhaft vorbereitet, ohne
Kenntnis der spezifischen Problematik etwa der hiermit ver-
bundenen unreflektierten Übertragung von Handlungs- und Be-
handlungsweisen aus unserem Medizinsystem. Dann mOhsam
gemachte Erfahrungen werden nicht fOr spätere Entwicklungs-
helfer nutzbar gemacht, weil die ZurOckkehrenden keinen Ort
zur Aufarbeitung und Weitergabe dieser Erfahrungen haben.

Von dieser Situation ausgehend fand mit der Frageste"ung
»Kann unsere Universität zur Verbesserung der Gesundheits-
versorgung in den Ländern der Dritten Welt Beiträge leisten?«
ein Workshop an der Freien Universität Berlin statt. Teilnehmer
waren rund 40 Experten der wichtigsten in der Medizin tätigen
Entwicklungshilfeorganisationen und staatlichen Stellen, die
in drei Themenkomplexen den »Ist-Zustand der Basisgesund-
heitsversorgung in Ländern der Dritten Weit«, »Aktuelle Proble-
me der Gesundheitsversorgung in der Dritten Welt« und
»scnwerpunkte der medizinischen Entwicklungshilfe aus der
Sicht der praktisch-tätigen Organisationen« untersuchten.

Folgende Situation war Ausgangspunkt: Die Entwicklung
der Medizin in den, insbesondere den westlichen, industriali-
sierten Ländern mit ihrer wesentlichen Ausrichtung auf sehr
spezielle Krankheitsbilder und die Anwendung teurer pharma-
kologischer und apparativer Hilfsmittel fOr Diagnostik und
Therapie sind kaum geeignet, zur Lösung der Gesundheitspro-
bleme in Ländern der Dritten Welt beizutragen. Die Weiterent-
wicklung der Medizin in diese Richtung ist selbst fOr die indu-
strialisierten Länder zum Problem geworden. Immer stärker
wird auch hier eine Neuorientierung auf sogenannte primäre
GesundheitsbedOrfnisse gefordert. Um so mehr ist dies Im Hln-
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blick auf die Bedarfnisse der armen Länder der Dritten Welt nö-
tig. Gleichzeitig werden nach wie vor zahlreiche Studenten aus
Ländern der Dritten Welt an westdeutschen Hochschulen aus-
gebildet. Sie lernen hier eine Medizin, die allenfalls in wenigen
großstädtischen Zentren der Dritten Welt und dort meist aus-
schließlich in den privilegierten Bevölkerungsgruppen ihre Ab-
nehmer finden kann. Nach häufig mehr als zehnjährigem Auf-
enthalt kehren die meisten Studenten aus solchen Ländern
aus diesen Granden und wegen der inzwischen auch hier ent-
standenen sozialen Bindungen nicht mehr zurück,

Diese beiden Tendenzen haben schon seit einigen Jahren
dazu gefOhrt, daß die traditionelle medizinische Entwicklungs-
hilfe der Bundesrepublik Deutschland, die im wesentlichen in
der Lieferung medizinisch-technischer Apparaturen, dem Auf-
bau ganzer Krankenhäuser mit Spezialeinrichtungen und der
Verschickung von Spezialisten bestand, zunehmend fragwor-
dig geworden war.

Ein Umdenken erfolgte im Anschluß an die Empfehlungen
der WHO aus dem Jahre 1978 (Alma-Ata-Konferenz) zur Ent-
wicklung einer primären Gesundheitsversorgung: sie soll aus
den soziopolitischen und soziokulturellen Charakteristika des
Landes entwickelt werden; sie wendet sich in erster Linie der
Gemeinde zu; sie umfaßt auch Gesundheitserziehung, Förde-
rung der geeigneten Ernährung, Versorgung mit sicherem Was-
ser, Immunisierung gegen schwere Infektionskrankheiten; sie
bezieht alle mit Gesundheit in Zusammenhang stehenden
Aspekte der Entwicklung der Gemeinde mit ein, wie z.B. Land-
wirtschaft, Industrie, Bildung; sie erfordert maximale Selbstän-
digkeit von Gemeinde und Individuum; sie stützt sich auf ange-
messen ausgebildetes Gesundheitspersonal einschließlich
traditioneller Heiler.

Auch das Bundesministerium far wirtschaftliche Zusam-
menarbeit und die wichtigsten deutschen mit öffentlichen Mit-
teln geförderten Entwicklungshilfeorganisationen, der Deut-
sche Entwicklungsdienst und die Gesellschaft far Technische
Zusammenarbeit, haben inzwischen den Schwerpunkt ihrer
Förderung, wie berichtet wurde, auf die Förderung basisge-
sundheitsmedizinischer Dienste konzentriert. Hier gilt aber,
daß solche Projekte nur aufgrund eines bilateralen Kontaktes
zwischen der Regierung des Entwicklungslandes und der Bun-
desregierung zustande kommen können. Projekte, die mithin
nicht im Regierungsprogramm des Entwicklungslandes und
damit in der dortigen Organisation des Gesundheitswesens
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verankert sind, können nicht gefördert werden. FOrdas Überle-
ben einmal initiierter Entwicklungsprogramme und zur Siche-
rung einer langfristigen Wirkung, die nicht mit dem Abzug der
europäischen Berater aufhören soll, ist eine solche Einbettung
in das nationale Gesundheitsprogramm auch unabdingbar.
Gleichzeitig wird aber so das Dilemma deutlich: viele Länder
haben keine nationalen Gesudheitsprogramme oder zumin-
dest"keine, die den von der WHO aufgestellten Grundsätzen in
der Entwicklung von Gesundheitsdiensten in unterversorgten
Bereichen - Landregionen, Siumgebieten der Großstädte - Prio-
rität einräumen. Auch ethnische Minderheiten werden oft aus-
geschlossen. Oft bestimmen Minderheiten (feudale FOhrungs-
»ellten« gestOtzt auf westliches Kapital) die Regierungspolitik
auch fOr den Gesundheitsbereich, so daß die vorhandenen
Ressourcen restlos fOr die diesen Minderheiten ausschließlich
zur Verfogung stehenden Gesundheitseinrichtungen aufge-
braucht werden. In Kombination mit der oft nur begrenzten För-
derungsdauer deutscher Projekte in solchen Ländern ist dann
ein Mißerfolg schon vorprogrammiert. Medizinische Entwick-
lungshilfeprojekte zur Förderung der Basisgesundheitsversor-
gung können hier, wie eine Reihe von Workshopteilnehmern im
Widerspruch zur Entwicklungshilfepolitik der Bundesregierung
formulierten, erst Ober eine UnterstOtzung nationaler revolutio-
närer Bewegungen wirksam werden.

Über die möglichen Beiträge westdeutscher Universitäten
zur Lösung der mit der Gesundheitsversorgung der Dritten
Welt zusammenhängenden Fragen soll weiter nachgedacht
werden: in jedem Fall nötig ist die Bereitstellung von leicht zu-
gänglicher Information Ober die Entwicklung der Gesundheits-
systeme, die kontinuierliche Aufarbeitung der Erfahrungen mit
durchgefOhrten Projekten und von Fragen, die bei der Übertra-
gung westlicher Vorstellungen auf traditionelle Lebensweisen
entstehen, sowie der Möglichkeiten, vorhandene adäquate Um-
gangsweisen mit Gesundheitsproblemen und ihren bewußten
Einsatz durch die Betroffenen selbst zu fördern.

Udo Schagen (BerlinlWest)
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